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Verpflichtung Shells zur CO₂-
Emissionsreduktion aufgehoben – Folgen 

des Berufungsurteils 

von Lisa-Marie Goebel (Darmstadt) 

A. Erstinstanzliche Entscheidung 

Im Schnellbrief Nr. 226 (S. 27f.) hatte der IDUR 
bereits über das erstinstanzliche Urteil gegen 
Shell1 berichtet: Am 26.05.2021 hatte das Be-
zirksgericht Den Haag den Ölkonzern dazu ver-
pflichtet, seine CO₂-Emissionen um 45 % bis 
2030 im Vergleich zu 2019 zu reduzieren. Da-
mals hatten mehrere Umweltorganisationen (u. 
a. Milieudefensie und Greenpeace Niederlande) 
geklagt und sich dabei auf den erheblichen 
CO₂-Ausstoß berufen, den das Unternehmen 
verantwortet. Es handelte sich um eine zivil-
rechtliche Klage, die sich auf Artikel 6:162 des 
niederländischen Bürgerlichen Gesetzbuches 
berief, wonach derjenige, der einen gegenüber 
einem anderen bestehenden Sorgfaltsstandard 
verletzt, den dadurch entstandenen Schaden 
ersetzen muss.  

B. Berufung 

Shell hatte Berufung eingelegt und die Aufhe-
bung des Urteils gefordert. Am 12.11.2024 
erging nun das Urteil des Berufungsgerichts 
Den Haags, das diesem Antrag folgte2.  Die kla-
genden Umweltorganisationen hatten sich der 
Berufung nicht angeschlossen, sodass ihre spä-
teren Anträge, etwa dahingehend, dass das Be-
rufungsgericht klarstellen solle, wie Shell die 
Verpflichtung umsetzen soll, nicht berücksich-
tigt wurden. 

I. Shell ist grundsätzlich zur CO₂-
Reduktion verpflichtet 

Das Berufungsgericht befand, dass das Men-
schenrecht des Schutzes vor dem Klimawandel, 
das sich aus der Europäischen Menschen-
rechtskonvention ergebe, sowie rechtlich nicht 
verbindliche internationale Leitlinien, die die 
Verantwortung von Unternehmen bekunden, 
primär zwar nur Staaten verpflichteten. Diese 
seien aber bei der Bestimmung des 

 
1 ECLI:NL:RBDHA:2021:5339 – englische Übersetzung. 

zivilrechtlichen Sorgfaltsstandards von Shell 
heranzuziehen.  

Insbesondere Unternehmen, deren Produkte 
zur Entstehung der Klimakrise beigetragen ha-
ben – wie Shell in erheblicher Weise - und in de-
ren Macht es stehe, diese zu bekämpfen, seien 
gegenüber anderen Menschen verpflichtet. 

Dabei hätten sie eine eigene Verantwortlichkeit, 
die Pariser Ziele zu erreichen. Die unionalen 
und niederländischen Gesetze seien gerade 
nicht erschöpfend für die Verpflichtungen von 
Unternehmen. Anders gesagt: Nur weil Unter-
nehmen diesen Gesetzen genügen, heiße es 
nicht, dass sie keine Verpflichtung hätten, ihre 
Emissionen auch darüber hinaus zu senken. 
Die gesetzlichen Regelungen z. B. nach dem 
EU-Emissionshandelssystem seien aber bei der 
Bestimmung des Sorgfaltsstandards zu berück-
sichtigen.  

Allerdings ergebe sich durch diese generelle 
Verpflichtung von Unternehmen – hier Shell – 
nicht automatisch eine konkrete Verpflichtung in 
Höhe von 45 %. 

Bis hierhin folgte das Berufungsgericht weitge-
hend noch der Entscheidung der Vorinstanz. 

II. Verletzung der Sorgfaltspflicht durch 
weitere Investitionen in Bezug auf Öl 
und Gas? 

Weiterhin befand das Gericht, dass Shells In-
vestitionen in neue Öl- und Gasfelder ihrer 
Sorgfaltspflicht entgegenstehen könnten.  

Hinter dieser Überlegung steht der sogenannte 
„Carbon-Lock-in-Effekt“: Gas und Öl bedürften 
signifikanter Investitionen, gerade im Rahmen 
der Infrastruktur, und sobald diese getätigt 
seien, könne das Investierte nur mit Nutzung 
der Infrastruktur zurückerlangt werden. Es dau-
ere aber lange, bis die Investitionen sich rentie-
ren. In der Folge hätten die Investierenden ein 
Interesse daran, die Infrastruktur so lange wie 
möglich zu nutzen. Erneuerbare Energien könn-
ten (preislich) nicht mithalten. 

Es sei vernünftig, von Öl- und Gaskonzernen zu 
erwarten, diese negativen Folgen für die 

2 ECLI:NL:GHDHA:2024:2100 – englische Übersetzung. 
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Energiewende bei ihren Investitionen zu be-
rücksichtigen. 

Allerdings deutete das Gericht dies nur an und 
traf dazu keine Entscheidung. Denn im Zivilver-
fahren ist das Gericht an die Anträge der Par-
teien gebunden. Im Streit stand jedoch nur die 
(allgemeine) Verpflichtung Shells zu bestimm-
ten Emissionsreduktionen. 

III. Eine konkrete Verpflichtung?  

Sodann unterschied das Gericht hinsichtlich der 
bejahten, grundsätzlichen – auch über gesetzli-
che Vorgaben hinausgehenden - Verpflichtung 
Shells zur Bekämpfung der Klimakrise in Bezug 
auf sogenannte Scope-1- und 2-, sowie Scope-
3-Emissionen. 

Scope-1-Emissionen sind direkte Emissionen, 
also solche Emissionen aus Quellen, die direkt 
von einem Unternehmen verantwortet oder kon-
trolliert werden können, z. B. Emissionen aus 
Energieträgern am Standort des Unternehmens 
oder des eigenen Fuhrparks. Scope-2-Emissio-
nen hingegen sind indirekte Emissionen aus 
eingekaufter Energie wie Strom, die zwar au-
ßerhalb der eigenen Systemgrenzen von ande-
ren Unternehmen erzeugt, aber von dem Unter-
nehmen selbst verbraucht werden. Scope-3-
Emissionen sind ebenfalls indirekte Emissio-
nen, aber solche die entlang der Wertschöp-
fungskette eines Unternehmens entstehen. 
Dies umfasst sowohl vorgelagerte Emissionen, 
z. B. solche, die in Verbindung mit eingekauften 
Waren entstanden sind, als auch nachgela-
gerte, die in Verbindung mit verkauften Waren 
entstehen.3 

1. Scope-1- und -2-Emissionen 

Letztlich aufgehoben hat das Berufungsgericht 
das erstinstanzliche Urteil hinsichtlich der 
Scope-1- und -2-Emissionen, da es keine Ge-
fahr sah, dass Shell die Sorgfaltspflicht (mög-
licherweise in Form der 45 %) verletzen werde. 
Denn Shell habe sich selbst zum Ziel gesetzt, 
bis 2030 die Emissionen um 50 % im Vergleich 
zu 2016 zu reduzieren. Es bleibe unbestritten, 
dass dies die geforderten 45 % (im Vergleich zu 

 
3 https://www.climatepartner.com/de/wissen/in-
sights/scope-emissionen-reduzieren, Abruf: 17.01.2025. 

2019) übersteige. Die Argumente der Umwelt-
organisationen, dass eine Verletzung drohe, da 
Shell auch zuvor seine selbst gesetzten Pro-
gramme geändert habe und das Ziel keine Ga-
rantie für weitere oder permanente Emissions-
reduktionen liefere, überzeugten das Gericht 
nicht. Shell habe sich dem Ziel in ausreichender 
Weise verpflichtet und bereits Ende 2023 um 
31 % reduziert. Das erstinstanzliche Bezirksge-
richt hatte die Unternehmenspolitik noch als 
recht ungreifbar und undefiniert beschrieben. 
Allerdings hatte Shell nach dessen Urteil auch 
eine neue Politik beschlossen. Zuvor gab es 
beispielsweise noch kein konkretes Ziel für 
2030. 

2. Scope-3-Emissionen 

Mit Blick auf Scope-3-Emissionen stellte das 
Gericht zunächst fest, dass zwar Konsens be-
stehe, dass zur Erreichung des 1,5°C-Ziels 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die eine 
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 
45 % bis 2030 im Vergleich zu 2019 vorsehen.  
Jedoch gehe es dabei um eine globale Reduk-
tion, durch alle Sektoren und alle Staaten, und 
bezüglich aller Treibhausgase, nicht nur für 
CO₂: Dies bedeute, dass Sektoren und Unter-
nehmen in bestimmten Ländern mehr und man-
che weniger reduzieren müssen. Das Gericht 
könne nicht bestimmen, welche spezielle Re-
duktionsverpflichtung für Shell gelte. 

Zu diesem Ergebnis gelangte das Gericht durch 
folgende Überlegungen: 

a) Keine generelle Verpflichtung für alle 
Sektoren 

Die Scope-3-Emissionen von Shell verteilten 
sich auf mehrere Sektoren. Auf die Sektoren 
„Verkehr“ und „Gebäude“, in denen Alternativen 
zu fossilen Brennstoffen schwieriger und zeitin-
tensiver zu realisieren seien, entfalle ein erheb-
licher Teil der Scope-3-Emissionen von Shell. 
Die Anwendung eines allgemeinen Prozentsat-
zes auf die Reduzierung der Scope-3-Emissio-
nen von Shell ignorierte daher die unterschied-
lichen Reduktionspfade für die einzelnen Sekto-
ren, die zum Kundenstamm von Shell gehörten. 

https://www.climatepartner.com/de/wissen/insights/scope-emissionen-reduzieren
https://www.climatepartner.com/de/wissen/insights/scope-emissionen-reduzieren
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Außerdem erzeuge die Verbrennung von Kohle 
mehr CO₂ als die von Gas und Öl. Shell arbeite 
nicht mit Kohle. Auf dem kurzen Wege könne 
mehr CO₂ reduziert werden, indem die Kohle-
verbrennung gestoppt wird. Auf Shell bezogen 
bedeute das: Wenn Shell ein Unternehmen, das 
bislang auf Kohle zurückgegriffen hat, nun mit 
Gas versorgt, stiegen Shells Scope-3-Emissio-
nen – insgesamt sänken die CO₂ -Emissionen 
der Welt aber, da eben die Kohleverbrennung 
mehr CO₂ erzeuge als die Gasenergieversor-
gung. 

b) Keine Ermittlung eines sektoralen Stan-
dards für Öl und Gas möglich 

Hinsichtlich der Frage, ob ein sektoraler Stan-
dard für Öl und Gas erstellt werden kann, be-
fand das Gericht, dass aus all den ihm vorlie-
genden Quellen keine hinreichend eindeutige 
Schlussfolgerung gezogen werden könne, wel-
che genaue Verringerung von Emissionen aus 
der Verbrennung von Öl und Gas erforderlich 
sei. Denn die Studien unterlägen großen 
Schwankungen und wissenschaftlichen Unei-
nigkeiten. 

c) Im Übrigen ineffektive Verpflichtung 

Obwohl die Verpflichtung Shells bereits aus den 
genannten Gründen abzulehnen war, führte das 
Gericht zusätzlich einen weiteren Ablehnungs-
grund aus: Die Umweltorganisationen hätten 
kein rechtliches Interesse an der Verpflichtung, 
denn es könne nicht festgestellt werden, dass 
die geforderte Verpflichtung hinsichtlich der 
Scope-3-Emissionen auch effektiv ist. 

Shell behauptete zunächst, dass schlicht ein an-
derer Anbieter seinen Platz einnehmen würde, 
wenn Shell – etwa aufgrund einer gerichtlichen 
Verpflichtung – keine fossilen Brennstoffe mehr 
verkaufen würde. 

Dazu befand das Gericht wie folgt: Der zu Shell 
gehörende Handelsbetrieb kaufe und verkaufe 
nicht nur fossile Brennstoffe, sondern transpor-
tiere, lagere, raffiniere, spekuliere über Preis-
fluktuationen und betreibe auf weiteren Wegen 
Handel und Finanzierung. Dieser 

 
4 Vgl. etwa Antwort auf „What are Shell’s latest targets 
and how will these achieve net zero emissions?“, 

Handelsbetrieb sei nicht so einfach zu ersetzen 
wie ein Unternehmen, das nur kauft und ver-
kauft.  

Allerdings verpflichtet das erstinstanzliche Urteil 
Shell nicht, diesen Handelsbetrieb herunterzu-
fahren. Der Entscheidungsumfang des Beru-
fungsgerichts ist begrenzt. Es kann nicht über 
das, was über die Entscheidung der Vorinstanz 
(konzernübergreifende, allgemeine Verpflich-
tung zur Emissionsreduktion) und etwaige wei-
tere Anträge in der Berufung hinausgeht, ent-
scheiden. 

Daher sei Shell im Urteilsumfang doch nur ein 
austauschbares Unternehmen. Ein anderes Un-
ternehmen könne sich die Dienstleistungen des 
Handelsbetriebs von Shell einfach kaufen. So 
wäre dann die Verpflichtung Shells, weniger fos-
sile Brennstoffe zu verkaufen, ineffektiv. 

Ferner hielt das Gericht es für möglich, dass 
eine Produktionsbeschränkung, die nur einem 
bestimmten Unternehmen auferlegt wurde, zu 
einer Emissionsreduzierung führt. Dass aller-
dings eine Kausalbeziehung zwischen einer 
Verkaufsbeschränkung für ein einzelnes Unter-
nehmen und einer Emissionsreduzierung be-
stünde (und die abgebauten Stoffe dann nicht 
einfach durch ein anderes Unternehmen ver-
kauft würden), hätten die Umweltorganisationen 
nicht ausreichend vorgetragen. 

C. Einordnung 

Das Berufungsgericht erkennt die Bedeutung 
der Klimakrise und Shells Verantwortung als 
großes Unternehmen bei der Bekämpfung an.  

Darüber, ob tatsächlich keine Gefahr bestehe, 
dass Shell seine selbst gesetzten Ziele nicht 
einhalte, lässt sich aufgrund vergangener Ab-
schwächungen solcher Ziele diskutieren.4  Auf 
die Scope-1 und -2-Emissionen, hinsichtlich de-
rer die Verpflichtung mangels Gefahr abgelehnt 
wurde, kommt es in der Masse aber gar nicht 
an: Die Scope-3-Emissionen machen rund 95 % 
aller Emissionen Shells in den Jahren 2016-
2023 aus. Diese hat Shell über die Jahre redu-
ziert. Dennoch betrugen 2023 Shells Scope-3- 

https://www.shell.com/sustainability/our-climate-tar-
get/our-climate-target-faqs.html, Abruf: 31.01.2025. 

https://www.shell.com/sustainability/our-climate-target/our-climate-target-faqs.html
https://www.shell.com/sustainability/our-climate-target/our-climate-target-faqs.html
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Emissionen 1.147 Millionen Tonnen5 in CO₂-
Äquivalenten. Zum Vergleich: in ganz Deutsch-
land (ohne CO₂-Emissionen aus Landnutzung, 
Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft) 
waren dies im selben Jahr 674 Millionen Ton-
nen. Auch wenn Shell seiner Unternehmenspo-
litik folgt, so bezieht sich dies – in geforderter 
Höhe – nur auf die Scope-1 und -2-Emissionen 
hinsichtlich 2030. Nur für einen Teil der Scope-
3-Emission (Kundenemissionen durch die Ver-
wendung von Erdölprodukten) hat sich Shell 
das Reduktionsziel von zudem lediglich 15-20% 
bis 2030 im Vergleich zu 2021 gesetzt. Bis 2050 
will Shell hinsichtlich aller Emissionen bei Netto-
Null angekommen sein.6  

Die gerichtlichen Möglichkeiten hinsichtlich der 
Scope-3-Emissionen und einer konkreten Ver-
pflichtung sind durch das Recht, die diskutable, 
aber vom Gericht vertretbar angenommene wis-
senschaftliche Unbestimmbarkeit einer Sektors-
reduktionshöhe und besonders durch die Art 
und Weise der Prozessführung der Umweltor-
ganisationen begrenzt.  

Ob die Umweltorganisationen in Revision ge-
hen werden, wird sich zeigen.7 

Auch in Deutschland gibt es mehrere Klagen 
gegen große Unternehmen. Die Klage der Deut-
schen Umwelthilfe gegen BMW beispielsweise 
scheiterte 2023 vor dem OLG München.8  Ver-
sucht worden war, das Unternehmen u. a. zum 
Verbrenner-Aus für neue Pkws ab 2030 zu ver-
pflichten. Dies war u. a. mit der Begründung ab-
gelehnt worden, dass die Pariser Ziele bereits 
verfassungskonform durch Gesetze, die sich an 
BMW richteten, umgesetzt seien. Die DUH zieht 
nun vor den Bundesgerichtshof.9  

Insgesamt ist der Trend, zu versuchen, auch 
große Unternehmen in Bezug auf die Klimakrise 
gerichtlich zu verpflichten, ein weiterer wichtiger 
Baustein zum umfassenden Klimaschutz. Es 

 
5 https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treib-
hausgas-emissionen-in-deutschland#emissionsentwick-
lung, Abruf: 31.01.2025. 
6 https://www.shell.com/sustainability/our-climate-tar-
get/our-climate-target-faqs.html, Abruf: 31.01.2025. 
7 https://en.milieudefensie.nl/news/climate-case-shell-
5-takeaways-from-the-appeal-judgment-that-inspire-
hope-for-the-future, Abruf: 31.01.2025. 

bleibt spannend, welche materiell-rechtlichen 
und prozessualen Wege bei den Gerichten ver-
schiedener Länder Erfolg haben werden. Das 
Berufungsurteil gibt – auch wenn die gerichtli-
che Verpflichtung Shells scheiterte – einige in-
teressante Aufschlüsse zu möglichen und er-
folgversprechenden Vorgehensweisen. 

 

Die Sorge um den EU Green Deal 

von Lena Gaus (Bonn) 

Der EU Green Deal, zu Deutsch europäischer 
Grüner Pakt oder Vertrag (nach dem Vorbild 
des „New Deal“, des Programms zur Reform 
von Wirtschaft und Gesellschaft der USA in den 
30er Jahren) ist das zentrale Instrument der Eu-
ropäischen Union, gegen den Klimawandel, die 
Biodiversitätskrise und die Umweltverschmut-
zung vorzugehen. Der Green Deal ist eine 
Wachstumsstrategie, mit der die Europäische 
Union „zu einer fairen und wohlhabenden Ge-
sellschaft mit einer modernen, ressourceneffi-
zienten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft 
werden soll“.   Unter anderem sieht der Green 
Deal vor, dass die Europäische Union bis 2050 
klimaneutral wird, d.h. keine Netto-Treibhaus-
gasemissionen mehr freigesetzt werden. Bis 
2030 sollen die Netto-Treibhausgasemissionen 
um mindestens 55% gegenüber 1990 gesenkt 
werden. Zudem ist vorgesehen, dass durch ei-
nen Übergang zu einer sauberen Kreislaufwirt-
schaft die effiziente Nutzung von Ressourcen 
gestärkt wird. Die Biodiversität soll wiederher-
gestellt und Umweltverschmutzungen reduziert 
werden. Der Green Deal umfasst Maßnahmen 
in allen Sektoren.  

Nach dem ersten Amtsantritt der Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen im Jahr 2019 
führte sie im Hinblick auf den zuvor auf den Weg 
gebrachten Green Deal aus: „Wir sind fest 

8 OLG München – 32. Zivilsenat, Urteil vom 12. Oktober 
2023, Az. 32 U 936/23. 
 
9 https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pres-
semitteilung/klimaklage-gegen-bmw-deutsche-umwelt-
hilfe-zieht-vor-den-bundesgerichtshof/, Abruf: 
31.01.2025. 

https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#emissionsentwicklung
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#emissionsentwicklung
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#emissionsentwicklung
https://www.shell.com/sustainability/our-climate-target/our-climate-target-faqs.html
https://www.shell.com/sustainability/our-climate-target/our-climate-target-faqs.html
https://en.milieudefensie.nl/news/climate-case-shell-5-takeaways-from-the-appeal-judgment-that-inspire-hope-for-the-future
https://en.milieudefensie.nl/news/climate-case-shell-5-takeaways-from-the-appeal-judgment-that-inspire-hope-for-the-future
https://en.milieudefensie.nl/news/climate-case-shell-5-takeaways-from-the-appeal-judgment-that-inspire-hope-for-the-future
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/klimaklage-gegen-bmw-deutsche-umwelthilfe-zieht-vor-den-bundesgerichtshof/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/klimaklage-gegen-bmw-deutsche-umwelthilfe-zieht-vor-den-bundesgerichtshof/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/klimaklage-gegen-bmw-deutsche-umwelthilfe-zieht-vor-den-bundesgerichtshof/
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entschlossen, dabei erfolgreich zu sein im Inte-
resse unseres Planeten und des Lebens darauf 
– für Europas Naturerbe, für die Artenvielfalt, für 
unsere Wälder und unsere Meere. Indem wir 
dem Rest der Welt als Vorbild für Nachhaltigkeit 
und Wettbewerbsfähigkeit dienen, können wir 
auch andere Länder überzeugen, mit uns 
gleichzuziehen.“  

Nach der Europawahl im Jahr 2024 scheinen 
sich die Prioritäten jedoch geändert zu haben. 
Das Arbeitsprogramm der EU-Kommission für 
2025 bereitet Klima- und Umweltschützenden 
Sorge. Während die Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen das Ziel eines wettbe-
werbsfähigeren Europas betont, steht nach 
Wirtschaftskommissar Valdis Dombrovskis der 
Bürokratieabbau im Mittelpunkt.  

Das Aktionsprogramm sieht unter anderem eine 
„Vereinfachung“ durch sog. Omnibus-Gesetze 
vor, bei denen mehrere Gesetzgebungsstücke 
auf einmal vereinfacht werden sollen. Diese 
Vereinfachungen betreffen die Nachhaltigkeits-
berichterstattung von Unternehmen (CSRD), 
die Pflichten von Unternehmen nach dem Euro-
päischen Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) sowie 
die EU-Taxonomie – geplant ist eine Reduzie-
rung der Berichtspflichten um 25%.  Durch sog. 
fitness checks soll zudem die gesamte EU-
Gesetzgebung überprüft und gegebenenfalls 
„vereinfacht“ werden.   

Aus Klima- und Umweltschutzperspektive wird 
eine Deregulierung der essenziellen grünen Ge-
setzgebung befürchtet. Bereits am 14. Januar 
2025 haben daher über 170 zivilgesellschaftli-
che Organisationen ein gemeinsames State-
ment hinsichtlich der Vorschläge der Kommis-
sion veröffentlicht.  

Eine Petition mit dem Titel „Green Deal in Ge-
fahr!“, gerichtet an die Europäische Kommission 
und die nationalen EU-Regierungen, kann hier 
unterschrieben werden: https://ac-
tion.wemove.eu/sign/2025-02-save-green-deal-
petition-
DE/?utm_campaign=partner&utm_medium=we
b&utm_source=svengiegold&utm_content=ym-
part. Gefordert wird, den Green Deal zu stärken 
und nicht auszuhöhlen, sondern weiterzuentwi-
ckeln, um die Ziele der Klimaneutralität, 

naturfreundlichen Landwirtschaft, Kreislaufwirt-
schaft und Schadstofffreiheit zu erreichen. Dar-
über hinaus soll die Umsetzung des Green 
Deals so gestaltet werden, dass er sowohl sozi-
ale Gerechtigkeit als auch wirtschaftliche Stärke 
verfolgt. Gewarnt wird davor, dass das Ziel des 
Bürokratieabbaus zur Aushebelung der Ziele 
des Green Deals missbraucht wird. 

 

Bewältigung von naturschutzrechtlichen 
Konflikten bei der Aufstellung eines Bebau-
ungsplans  

von Felicia Petersen (Frankfurt a.M.) 

- OVG Berlin-Brandenburg Urteil vom 12. No-
vember 2024 Az. 10 A 4.19 - 
Die Gemeinde muss bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplans prüfen, ob naturschutzrechtli-
che Konflikte entstehen könnten und ob diese 
später lösbar sind, so die Quintessenz des Ber-
liner Urteils. Das Verfahren betraf die Vereinbar-
keit des Plans mit dem Natur- und Artenschutz-
recht sowie die Abwägung öffentlicher und pri-
vater Interessen. Im Kern ging es darum, ob na-
turschutzrechtliche Hindernisse unüberwindbar 
sind. 

1. Artenschutzrechtliche Zugriffsverbote  
(§ 44 BNatSchG) 

Das Gericht prüfte, ob der Bebauungsplan ar-
tenschutzrechtliche Verbote verletzt, etwa 
durch Beeinträchtigung streng geschützter Ar-
ten. Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG können solche 
Eingriffe zulässig sein, wenn ökologische Funk-
tionen durch Ausgleichsmaßnahmen erhalten 
bleiben. 
Die naturschutzfachliche Einschätzung der Ge-
meinde wurde als plausibel gewertet. Der An-
tragsteller bemängelte eine Gefährdung ge-
schützter Amphibien durch Straßenbau, konnte 
aber keine konkreten Fehler in der Untersu-
chung belegen. Maßnahmen wie Querungshil-
fen wurden als ausreichend angesehen. Auch 
der Schutzstatus bestimmter Bienen- und Hum-
melarten war kein Hindernis, da diese nicht un-
ter das Zugriffsverbot fielen. 
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2. Biotopschutz (§ 30 BNatSchG, § 18 
BbgNatSchAG) 

Der Plan betraf geschützte Trockenrasenbio-
tope. Die vorgesehene Kompensation durch Er-
satzlebensräume (im Verhältnis 1:2,5) wurde 
als ausreichend anerkannt. Der Antragsteller ar-
gumentierte, dass die Zerschneidung der Bio-
tope zu genetischer Isolation führe, konnte je-
doch keine konkreten Belege für die Unwirk-
samkeit der Maßnahmen liefern. 
 
3. Landschaftsschutz (§ 4 LSGVO) 

Der Bebauungsplan betrifft ein Landschafts-
schutzgebiet, für das eine Genehmigung vor-
liegt. Die geplante Straße verstärkt nach Ansicht 
des OVG die bereits bestehende Fragmentie-
rung nur geringfügig. 
 
4. Abwägungsfehler (§ 1 Abs. 7 BauGB) 

Das Gericht prüfte, ob naturschutzrechtliche 
Belange angemessen abgewogen wurden. Es 
stellte fest, dass mögliche Defizite durch ergän-
zende Maßnahmen korrigierbar sind und der 
Plan daher nicht insgesamt unwirksam ist. 
 
Fazit 

Der Bebauungsplan wurde in weiten Teilen als 
rechtmäßig bestätigt. Die Einwände des Antrag-
stellers waren nicht ausreichend substantiiert. 
Lediglich eine Regelung zu Waldflächen wurde 
als fehlerhaft bewertet, was jedoch die Gesamt-
wirksamkeit des Plans nicht gefährde. 
 
Update: Zugang zu Umweltinformationen - 

BVerwG weist Hessens Beschwerde zu 
Fraport-Beratung zurück 

von RA’in Joy Hensel, Wiesbaden 

In den Schnellbriefen 244 (S. 6) und 243 (S. 5) 
aus dem Jahr 2024 war über die Auskunftsklage 
eines Vereins und einer Privatperson gegen das 
Land Hessen als Fraport-(Mit-)Eigentümer und 
Konsortialpartner mit den Stadtwerken Frank-
furt berichtet worden. Der Hessische Verwal-
tungsgerichtshof (VGH) hatte der Klage nach 
über sechs Jahren im erfolgreichen Berufungs-
verfahren stattgegeben und das Land Hessen 

mit Urteil vom 7. Dezember 2023, 9 A 574/18 
als einen der Eigentümer des Flughafens Frank-
furt am Main zur Neubescheidung des Aus-
kunftsantrages der Kläger nach § 3 des Hessi-
schen Umweltinformationsgesetzes (HUIG) ver-
pflichtet. Das beklagte Land Hessen sollte den 
Antrag der Kläger aus dem Jahr 2015 neu be-
scheiden, die begehrten Umweltinformationen 
zu gewähren, in welcher Weise sich die Partner 
des Konsortialvertrages zwischen dem Land 
Hessen und der Stadtwerke Frankfurt am Main 
Holding GmbH betreffend die Fraport AG im 
Konsortialausschuss mit Vereinbarungen be-
treffend die Errichtung des Terminals 3 am Flug-
hafen Frankfurt am Main beschäftigt haben. 

Der VGH hatte - zusammengefasst - keine 
durchgreifenden Ablehnungsgründe gesehen, 
um den Auskunftsanspruch der Kläger abzu-
lehnen. Im Gegenteil, er hatte die vom Land gel-
tend gemachten Ablehnungsgründe allesamt 
für nicht stichhaltig gehalten. 

Allerdings sei die Fraport AG im Verfahren noch 
nicht nach § 8 HUIG angehört worden. Es sei 
daher nicht sicher, ob Ablehnungsgründe von 
Seiten der Fraport AG durchgreifen würden. Da-
her habe das beklagte Land Hessen die Fraport 
AG anzuhören und die Kläger neu zu beschei-
den. 

Gegen das Verpflichtungsurteil des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofs vom 7. Dezember 
2023, 9 A 574/18, und die Nichtzulassung der 
Revision hatte das Land Hessen als auskunfts-
pflichtiger (Mit-)Eigentümer der Fraport AG Be-
schwerde beim Bundesverwaltungsgericht ein-
gelegt.  

Das Land verlangte die Zulassung der Revision, 
da die Sache grundsätzliche Bedeutung habe, 
denn es sei grundsätzlich klärungsbedürftig, ob 
Aktienrecht mit seinen zwingenden Geheimhal-
tungspflichten dem Anspruch auf Zugang auf 
Umweltinformationen vorangehe bzw. von die-
sem verdrängt werden könne, wenn eine Abwä-
gung nach § 8 HUIG ergäbe, dass das Interesse 
der Kläger am Zugang zu Umweltinformationen 
überwiege. 
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Das Bundesverwaltungsgericht wies die Be-
schwerde des beklagten Landes nun nach nicht 
mal einem Jahr durch Beschluss vom 22. No-
vember 2024, Az. 10 B 11.24, zurück. Zur Be-
gründung führte es aus, dass die vom beklagten 
Land Hessen behauptete Kollision zwischen 
Aktienrecht, das einen Ablehnungsgrund im Fall 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
zwingend vorschreibe, und dem Anspruch auf 
Zugang zu Umweltformationen nach §§ 3, 8 
HUIG bzw. der Umweltinformationsrichtlinie 
nicht bestehe. Denn der VGH habe sein Urteil 
gerade nicht darauf gestützt.  Vielmehr habe er 
sein Urteil damit begründet, dass noch nicht ab-
schließend über die Ablehnungsgründe ent-
schieden werden könne, da die Fraport AG 
noch nicht nach § 8 HUIG angehört worden sei. 
Es sei unklar, ob tatsächlich Ablehnungsgründe 
bestünden. Daher seien die Kläger neu zu be-
scheiden. 

So ärgerlich die lange Verfahrensdauer von nun 
neun Jahren ist, so spricht die lange Zeit, die 
seit dem erstmaligen Auskunftsantrag der Klä-
ger zu den Beratungsinhalten des Konsortial-
ausschusses betreffend das Terminal 3 im Jahr 
2015 verstrichen ist, gegen eine (fortbeste-
hende) Geheimhaltungsbedürftigkeit, da die In-
formationen für die Konsortialpartner bzw. für 
das Unternehmen Fraport AG an Wert verlieren 
(das Terminal 3 ist im Bau weit fortschritten). 
Leider ist der Zeitablauf aber auch für die Kläger 
bedauerlich, die mit ihrem Antrag Auskunft woll-
ten, auf welche Weise der ambitionierte 
(schwarz-grüne) Koalitionsvertrag, der durch ei-
nen Nachtrag in den Konsortialvertrag Eingang 
fand, umgesetzt wurde, insbesondere ob sub-
stanzielle Maßnahmen zur Umsetzung der Ver-
einbarung diskutiert und beschlossen worden 
seien, die das Leben der Menschen im Rhein-
Main-Gebiet verbessern oder weshalb dies 
nicht geschah. Denn der Bau des Terminals 3 
des Frankfurter Flughafens wurde in der betref-
fenden Legislaturperiode in Auftrag gegeben 
und - entgegen der Intention der Vereinbarung - 
nicht so lange wie nachfragebedingt möglich 
aufgeschoben, mutmaßten die Kläger. Auch 
das Nachtflugverbot sei in der - inzwischen aus-
gelaufenen Koalition - nicht erweitert worden 

und gelte bis heute nur im Zeitraum von 23:00 
bis 5:00 Uhr. 

Bereits während des Prozesses in der Beru-
fungsinstanz hatte das beklagte Land einge-
räumt, dass im Konsortialausschuss der Anti-
Lärmpakt bzw. die Ausweitung des Nachtflug-
verbotes entgegen den Festlegungen im Koali-
tionsvertrag bzw. im geänderten Konsortialver-
trag in der fraglichen Zeit niemals Thema waren. 
Zur Frage des Baus des Terminals 3 sei hinge-
gen beraten worden, hier dürfte aber ein Konflikt 
bestanden haben zwischen dem durch Nach-
trag geänderten Konsortialvertrag und den dar-
aus resultierenden Verpflichtungen der Konsor-
tialpartner als Eigentümer des Flughafens ei-
nerseits und den wirtschaftlichen Interessen der 
Fraport AG, um den Bau des Terminals 3 in Auf-
trag zu geben, andererseits. 

Die Kläger haben inzwischen Antrag auf Andro-
hung eines Zwangsgeldes gestellt, da eine Neu-
bescheidung durch das beklagte Land noch im-
mer nicht erfolgt ist und das Urteil des Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofes nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist umgesetzt wurde. 

Das neue Renaturierungsgesetz der EU – 
Teil 2 

Von Lisa-Marie Goebel, Frankfurt am Main 

Der folgende Beitrag schließt an Teil 1, der im 
Schnellbrief Nr. 245 erschienen ist, mit einer Be-
wertung der Verordnung an. 

V. Bewertung 

Die Verabschiedung der EU-Verordnung ist im 
Grundsatz ein richtiger und wichtiger Schritt zur 
dringend erforderlichen Wiederherstellung der 
Natur. 

Laut dem Vorschlag der Kommission wurde als 
Instrument keine Richtlinie, sondern eine Ver-
ordnung gewählt, da diese nicht erst – wie eine 
Richtlinie – in nationales Recht umgesetzt wer-
den muss, sodass die Ziele schneller und 
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einheitlicher erreicht werden könnten.10 Die in 
der Verordnung gefassten Ziele sind ebenso 
wie bei einer Richtlinie, die Ziele postuliert, den 
Mitgliedsstaaten aber die zur Erreichung dieser 
Ziele erforderlichen Maßnahmen überlässt, ver-
bindlich. Im Gegensatz zu „klassischen“ Verord-
nungen bedarf es weiterhin zwar einer Umset-
zung durch den jeweiligen Mitgliedsstaat in 
Form der Wiederherstellungspläne, in denen 
die konkreten Maßnahmen aufgeführt werden, 
was eigentlich eher der Konzeption einer Richt-
linie entspricht. Der Unterschied zur Richtlinie 
zeigt sich aber daran, dass die Verpflichtung zur 
Erstellung der Wiederherstellungspläne sowie 
die konkreten Anforderungen an deren Ausge-
staltung unmittelbar gelten und sich die Verbind-
lichkeit eben nicht nur auf ein qualitatives Ziel 
beschränkt. 

Laut BMUV ist die Fertigstellung des deutschen 
ersten Entwurfs eines Wiederherstellungsplans 
für das zweite Quartal 2026 vorgesehen. Der fi-
nale Wiederherstellungsplan wird dann nach 
Rückmeldung durch die Kommission und Einar-
beitung dieser Rückmeldung im Jahre 2027 fäl-
lig.11   

Positiv hervorzuheben im Ansatz ist, dass quan-
tifizierte Ziele gesetzt werden. Jedoch beläuft 
sich das Ziel der neuen Verordnung nur auf die 
Wiederherstellung von mindestens 20 % der 
Land- und Meeresgebiete der Union bis 2030. 
Der Kunming-Montreal-Beschluss, der 2022 im 
Rahmen des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt der Vereinten Nationen (CBD) von 
1992 gefasst wurde, die Union völkerrechtlich 
bindet und dessen bzw. deren Umsetzung die 
Verordnung dient, fordert hingegen eine Wie-
derherstellung von 30 % in diesem Zeitraum 
(weltweit). Zu der im Jahre 2010 im Rahmen 
dieses Übereinkommens beschlossenen Vi-
sion, dass bis 2050 u. a. die Biodiversität rege-
neriert, ist12, wird mit dem Ziel der Verordnung, 
dass bis 2050 alle Ökosysteme in der EU – so-
fern erforderlich – wiederhergestellt sind, beige-
tragen.  

 
10 Europäische Kommission, COM(2022) 304 final 
2022/0195 (COD), S. 9. 
11 https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/wiederher-
stellung-von-oekosystemen/die-eu-verordnung-zur-

Die Art des Verpflichtungskonzepts erinnert an 
das Pariser Klimaabkommen: Es werden zu-
nächst übergreifend für alle Mitgliedsstaaten 
quantifizierbare Ziele gesetzt. Sodann sind die 
Mitgliedsstaaten verpflichtet, Pläne zur Errei-
chung dieser zu erstellen und außerdem gibt es 
hinsichtlich ihrer Verwirklichung Handlungs- 
und keine Erfolgspflichten der Mitgliedsstaaten. 
Zur Vereinbarung diesbezüglicher Erfolgspflich-
ten fehlt wohl die politische Durchsetzbarkeit. 

Positiv hervorzuheben ist auch der – im Gegen-
satz zu etwa der FFH-Richtlinie – gesamtheitli-
chere Ansatz der Regelungen. 

Gerade hinsichtlich der Wiederherstellung land-
wirtschaftlicher Ökosysteme ist der Kompro-
miss zulasten der Wiederherstellung abge-
schwächt. Dies ist Ergebnis der auch medial ge-
führten Debatte verschiedener Fraktionen des 
Parlaments, Landwirt*innen und Umweltverbän-
den sowie Wissenschaftler*innen. 

Es wird sich zeigen, inwieweit die Mitgliedsstaa-
ten von den Ausnahmeregelungen Gebrauch 
machen werden. 

Bei Verletzungen der Verpflichtungen durch die 
Mitgliedsstaaten – etwa durch nicht ausrei-
chende Maßnahmen oder unzureichende Qua-
lifizierung von Gebieten – kommen Vertragsver-
letzungsverfahren und Aufsichtsklagen vor dem 
Europäischen Gerichtshof in Betracht. 

 

Änderungen des StVG und der StVO bieten 
Möglichkeit zur Erweiterung des Bus-, Fahr-

rad- und Fußgängerverkehrs im Hinblick 
auf den Klimaschutz  

Von Jana Seeger, Frankfurt am Main 
 
Welche Änderungen stehen im Vorder-
grund? 
Bundestag und Bundesrat haben am 
14.06.2024 die Novelle des 

wiederherstellung-der-natur#c77176, zuletzt abgerufen 
am 18.02.2025. 
12 COP 10, Decision X/2 Strategic Plan for Biodiversity 
2011-2020. 
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Straßenverkehrsgesetzes (StVG) verabschie-
det. Diese tritt zum überwiegenden Teil am 1. 
August 2024 in Kraft. 
  
1. Neue Verordnungsermächtigung nach § 6 
Abs. 4a StVG 

Im Zentrum der Gesetzesänderungen steht die 
neu eingeführte Verordnungsermächtigung in 
§ 6 Abs. 4a StVG. Diese schafft die Grundlage 
für den neuen Anordnungsgrund nach § 45 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 StVO. Ab sofort können stra-
ßenverkehrsrechtliche Vorschriften erlassen 
werden, die dem Klimaschutz, dem Gesund-
heitsschutz oder der Unterstützung der geord-
neten städtebaulichen Entwicklung dienen.  
  
2. Verlagerung des Schwerpunkts: Ver-
kehrssicherheit und Klimaschutz 

Dabei bleibt die Verkehrssicherheit oberste Pri-
orität. Das bedeutet, dass alle Maßnahmen eine 
gefahrenlose Verkehrsteilnahme sicherstellen 
müssen. Die Behörden müssen dafür sorgen, 
dass keine neuen Gefährdungen für Leib, Le-
ben oder Eigentum der Verkehrsteilnehmer ent-
stehen. Dazu gehören Begleitmaßnahmen wie 
klarere Beschilderungen, Ampelanpassungen 
oder andere Regelungen, die die Sicherheit ge-
währleisten. 
Die „Leichtigkeit des Verkehrs“, sprich der Ver-
kehrsfluss, muss ab jetzt lediglich „berücksich-
tigt“ werden und ist nicht mehr, wie zuvor, 
gleichrangig mit dem Aspekt der Sicherheit. Bei 
der Berücksichtigung steht nicht nur das zügige 
Vorankommen einzelner Verkehrsteilnehmer im 
Vordergrund, sondern die Leistungsfähigkeit 
des gesamten Verkehrssystems, sprich die Si-
cherung eines flüssigen Verkehrs ohne Stau 
oder sonstige Behinderungen. Dennoch ist es 
erlaubt, dass Autofahrer künftig an Komfort ein-
büßen, wenn Klimaschutzmaßnahmen dies er-
fordern.  
Da der Verkehrsfluss nur noch berücksichtigt 
werden muss, die Sicherheit des Verkehrs aber 
weiterhin an oberster Stelle steht, hat sich folg-
lich der Schwerpunkt mit dieser Neuerung des 
Straßenverkehrsrechts verlagert. Von nun 
an erlaubt die Gesetzesänderung zum Beispiel, 
Straßen für den Autoverkehr zu sperren oder zu 
beschränken, wenn dies dem Klimaschutz 

dient. Gleichzeitig können Maßnahmen wie die 
Einrichtung von Fahrradwegen oder Busspuren 
umgesetzt werden, die sowohl den Klimaschutz 
als auch die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer 
verbessern. Hier ist eine umfassende Interes-
senabwägung seitens der Behörde erforderlich. 
  
3. Maßnahmen zur angemessenen Flächen-
verteilung 

Eine weitere Besonderheit der neuen Regelung 
ist, dass die bereitgestellten Flächen für den 
Fahrrad- und Fußverkehr „angemessen“ sein 
müssen. Dies soll sicherstellen, dass Behörden 
bei der Flächenverteilung fair und verhältnismä-
ßig vorgehen müssen und dabei die Interessen 
aller Verkehrsteilnehmer berücksichtigen und 
abwägen sollen. Unverhältnismäßig große Flä-
chen für den Radverkehr auf Kosten des moto-
risierten Verkehrs sind nicht zulässig. Die Leich-
tigkeit des Verkehrs bleibt ein wichtiger Aspekt, 
muss jedoch stets im Einklang mit den Klimazie-
len stehen, verhältnismäßig sein und interes-
sengerecht abgewogen werden. 
  
4. Konkret erlaubte Maßnahmen 

Die neuen Vorschriften sollen die Nutzung kli-
mafreundlicher Verkehrsmittel wie Busse, Fahr-
räder- und Fußgängerwege fördern. Weniger 
Autos würden weniger CO₂-Ausstoß und sau-
berere Luft bedeuten. Der neu geschaffene § 45 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 StVO ermöglicht es den Stra-
ßenverkehrsbehörden, den Verkehr gezielt zu 
lenken oder zu begrenzen. Zu den möglichen 
Maßnahmen zählen:   

• Sonderfahrstreifen und bevorrechti-
gende Ampelschaltungen für Linien-
busse; 

• die Bereitstellung angemessener Flä-
chen für den fließenden und ruhenden 
Fahrrad- sowie Fußgängerverkehr; 

• die Errichtung sogenannter Modalfilter, 
die Autos den Durchgang auf bestimm-
ten Straßen verwehren, während Fahr-
räder und Fußgänger passieren können, 
oder 

• Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 
ausgewählten Strecken.  
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Entscheidungskriterien für Maßnahmen - 
Prognosepflicht der Behörden  

Bevor eine Maßnahme umgesetzt wird, muss 
die zuständige Behörde eine Prognose erstel-
len. Dabei muss abgeschätzt werden, inwieweit 
die Maßnahme überhaupt zu einer Reduktion 
des Autoverkehrs und zu einem Anstieg der 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel führen wird. 
Zum Aufstellen der Prognose genügt eine „hin-
reichende Wahrscheinlichkeit“, dass die Maß-
nahme positive Auswirkungen auf den Klima-
schutz hat. Auch kleinere Verbesserungen 
seien ausreichend, um eine Umsetzung zu 
rechtfertigen.  
Absolute Sicherheit einer deutlichen Verbesse-
rung sei nicht notwendig, weil Prognosen immer 
von mehreren nicht vorhersehbaren Faktoren 
abhängen. Beispielsweise könnte ein neu ein-
gerichteter Busstreifen weniger effektiv sein, 
wenn Ticketpreise steigen oder der Busverkehr 
aus anderen, zum Beispiel regionalen Gründen, 
nicht attraktiv genug ist.  
Ziel ist es aber, die Anforderungen an Progno-
sen nicht zu hochzusetzen, da ansonsten eine 
Umsetzung der Maßnahmen erst gar nicht voll-
zogen werden kann und damit das eigentliche 
Ziel, das Klima zu verbessern, verfehlen würde. 
Entscheidend sei der Aspekt, dass jede noch so 
kleine Maßnahme als Teil des Ganzen einen 
wichtigen Beitrag zum Gesamtziel leiste.  
  
Zusammenfassung 

Mit dieser Änderung des Straßenverkehrsrechts 
versucht man, wenn auch in kleinen Schritten, 
den Klimaschutz zu verbessern und somit das 
Staatsziel aus Art. 20a GG zu erfüllen. Der Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs sowie des 
Fahrrad- oder Fußverkehrs solle dadurch geför-
dert werden. Die Behörden müssen dabei aber 
sicherstellen, dass die jeweilige Maßnahme die 
Sicherheit des Verkehrs unter keinen Umstän-
den gefährdet, den Verkehrsfluss berücksichtigt 
und nicht unverhältnismäßig die Interessen an-
derer Verkehrsteilnehmer beeinträchtigt. 
 
 
 

Seminar “Bleibt der Naturschutz auf der 
Strecke?”  

Der Informationsdienst Umweltrecht e.V. 
(IDUR) lädt erneut zu seinem jährlichen Semi-
nar ein, das diesmal zum Thema hat: “Bleibt der 
Naturschutz auf der Strecke?”  

Datum: Samstag, 15. März 2025 
Ort: Bürgertreff Gutleut, Frankfurt am Main 

Programm-Highlights: 

• Anlagen für erneuerbare Energien – 
Genehmigungsverfahren: 
(RAin Ursula Philipp-Gerlach) 

• Artenschutz in der Raumplanung: 
Ref. iur. Jan Sereda-Weidner, LL.M.) 

• Naturschutz auf der Genehmigungs-
ebene: 
 (RA Dirk Teßmer) 

• Renaturierungsverordnung: 
(RA Tobias Kroll) 
 

Das Seminar richtet sich an Vertreter:innen von 
Umweltverbänden, Behörden, Planungsbüros 
sowie an engagierte Bürger:innen mit Interesse 
an Naturschutzrecht. 

Weitere Informationen: 

• Tagungsgebühr: 100 € (40 € für IDUR-
Mitglieder) 

• Anmeldung: Bitte bis 8. März 2025 per 
E-Mail an info@idur.de. 
 

Nutzen Sie die Gelegenheit, sich mit führenden 
Expert:innen auszutauschen, neue Perspekti-
ven zu gewinnen und die Zukunft des Natur-
schutzes aktiv mitzugestalten. 

 

 

 

mailto:info@idur.de
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IDUR – in eigener Sache  

Seit November 2014 hat Felicia Petersen als 
hauptamtliche Juristin der IDUR-
Geschäftsstelle den größten Teil der „Service-
leistungen“ erbracht, die der Verein seinen Mit-
gliedern bereitstellt. Die jährlich 100-180 Anfra-
gen der Mitgliedsverbände zu den unterschied-
lichsten Themen und Rechtsgebieten wurden 
ganz überwiegend durch sie beantwortet, 
schriftlich oder telefonisch. Die neueren „Recht 
der Natur“-Sonderhefte zum Baumschutz, zum 
Umwelt- und Naturschutzrecht in der Landwirt-
schaft und zum Wassermanagement in Zeiten 
des Klimawandels hat Felicia recherchiert und 
verfasst. Auch nicht wenige Gutachten, 
Schnellbrief-Artikel und Sonderdrucke stam-
men aus ihrer Feder; die öfter unter dem Titel 
„Aus der Anfragepraxis“ erscheinenden Bei-
träge haben sich mittlerweile als feste und be-
liebte Rubrik im RdN-Schnellbrief etabliert. 

Nicht zuletzt ist Felicia in den letzten zehn Jah-
ren immer wieder als Referentin bei präsenten 
und digitalen Fortbildungsveranstaltungen aktiv 
gewesen. Für diese vielfältige, zuverlässig, en-
gagiert und kompetent geleistete Arbeit be-
dankt sich der IDUR-Vorstand, auch im Namen 
der Mitglieder, sehr herzlich. Zugleich wün-
schen wir ihr für die Zukunft und ihre neuen 
Aufgaben viel Glück! 
 
Die Arbeit von Felicia beim IDUR übernimmt 
ab Mitte Februar Lena Gaus, die bereits seit ei-
nigen Wochen eingearbeitet wird. Lena stammt 
aus Bonn, hat 2024 ihr zweites juristisches 
Staatsexamen bestanden und davor schon 
vielfältige umweltrechtliche Erfahrungen bei 
Rechtsanwält*innen, der Umweltstaatsanwalt-
schaft, der EU-Kommission und zuletzt bei Cli-
entEarth in Berlin gesammelt. Wir freuen uns 
auf die Zusammenarbeit mit ihr. 
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